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Im Zusammenhang mit der Zumutbarkeit des Schulweges wurde in der Presse ausführlich über 
den Streit betreffend Sicherheit beim Schülertransport im Gebiet der Kreisschule TED (Tenniken, 
Diegten, Eptingen) berichtet. Dabei geht es vorallem um sicherheitsrelevante Voraussetzungen im 
öffentlichen Verkehr (bei speziellen Schulbussen sind diese gesetzlich klar geregelt). Der öffentli-
che Verkehr leistet für den Schülertransport im Kanton hervorragende Dienste und abgesehen von 
ganz wenigen Ausnahmen (siehe Eptingen), gab und gibt es keine negativen Rückmeldungen. 

Nichtsdestotrotz hat der Rechtsdienst der Bildungs-, Kultur- und Sprortdirektion in ihrem Entscheid 
vom 4. April 2016 verfügt, dass für „die Hin- und Rückfahrt der Kindergarten- und jungen Primar-
schulkinder (1. und 2. Primarschule) eine hinreichende Anzahl im Umgang mit Kindern geübter 
und instruierter Begleitpersonen im öffentlichen Linienbus 107 einzusetzen“ seien. Ebenso sei vor 
und nach dem Schulschluss bei zwei Haltestellen ein Lotsendienst einzurichten. 

Diese angeordneten Massnahmen überraschen. Die Schulen haben prinzipiell Blockzeiten, sodass 
die Kinder immer altersdurchmischt in Gruppen unterwegs sind. Auf dem Lande fährt oft nur eine 
Buslinie und die Schulhaltestellen werden jeweils vom Chauffeur ausgerufen. Die Kinder können 
deshalb auch ohne Lesen zu können nicht den falschen Bus nehmen. Längerfristig sind für die 
kleinen Gemeinden solche vom Kanton verfügten Zusatzaufwände nicht bezahlbar und auch pä-
dagogisch der falsche Weg. Kinder sollen zur Selbstverantwortung angehalten und nicht bevor-
mundet werden. 

Der Regierungsrat wird aufgefordert, keine Auflagen betreffend des Schülertransportes in 
öffentlichen Verkehrsmitteln (Bus, Tram, Bahn) zu erlassen. 
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